
Beschluss der KDV Neukölln vom 14.09.2019 
 
Der Landesparteitag möge beschließen: 
 
Sozialdemokratische Position zur „Deutschen Wohnen & Co. 
enteignen“ 
 
Wir begrüßen, dass durch das Engagement der Initiative 
„Deutsche Wohnen enteignen“, in der sich viele Menschen für 
eine gerechte Mietenpolitik und eine Entspannung am Berliner 
Mietenmarkt einsetzen, ein wichtiger Impuls in die politische De-
batte gegeben wurde. Auch wir wollen, dass mehr Wohnraum in 
öffentlicher Hand ist. Der Erfolg der Unterschriftensammlung ist für uns als SPD Berlin der 
klare Beleg dafür, dass das Mietenthema mit allen gesetzlich möglichen und mietenpolitisch 
effektiven Mitteln angegangen werden muss. 
 
Das zentrale Ziel der Initiative, die Vergesellschaftung von größeren Wohnungsbeständen 
halten wir haushalts- und mietenpolitisch zum jetzigen Zeitpunkt nicht für sinnvoll. Sollten die 
Mietpreise trotz unserer politischen Initiativen (Bauen, Kaufen, Deckeln) unverhältnismäßig 
steigen und sollte das soziale Gefüge der Stadt drohen zu zerbrechen, steht die Anwendung 
des Artikel 15 Grundgesetz (Vergesellschaftung) als letztes Mittel zur Verfügung. Zum ge-
genwärtigen Zeitpunkt sehen wir jedoch die mietenpolitische Effektivität des Gesetzesanlie-
gens der Initiative als nicht gegeben an. Es ist für uns in der SPD Berlin gegenwärtig nicht 
das erfolgversprechendste Instrument, um die Entwicklung auf dem Mietwohnungsmarkt ein-
zudämmen. 
 
Drei zentrale Punkte sprechen aus Sicht der SPD Berlin gegen das derzeitige Gesetzesan-
liegen der Initiative: 
 
1. Es bleibt unklar, warum eine Enteignung von großen Wohnungsbeständen gegenüber 
kleinen Beständen gerechtfertigt ist. Für die vielen hunderttausend Mieter*innen, deren Woh-
nungen im Besitz von kleineren Unternehmen oder privaten Vermieter*innen sind, ändert 
sich nichts – bei gleichzeitig sinkender haushaltspolitsicher Handlungsfähigkeit des Landes 
Berlin. 
 
2. Entschädigungszahlungen sind in Zeiten eines überhitzten Bodenmarkts unvernünftig 
hoch. Langwierige gerichtliche Verfahren über die genaue Entschädigungshöhe bergen 
enorme Risiken für den Berliner Landeshaushalt und verhindern andere gesellschafts- und 
mietenpolitisch wichtige Projekte. So auch die Anwendung des Vorkaufsrechts durch die Be-
zirke. 
 
3. Es gibt wirksamere Mittel der Mietenpolitik, die unmittelbarer helfen. Das Instrument der 
Enteignung muss sich mit anderen Instrumenten messen lassen. Wir sehen im Berliner Mie-
tendeckel einen weitaus effektiveren Weg, die Mietpreisspirale zu beenden. Der Mieten-
deckel ist für alle Berliner Bestandswohnungen wirksam und hilft so allen Berliner*innen.  
 
Wohnraum darf kein Objekt der Spekulation auf dem Kapitalmarkt sein. Deshalb entspricht 
es unserem Verständnis, primär die Spielregeln des Marktes zu ändern, als dessen Spieler 
zu bekämpfen. Ein ausgewogener Mietendeckel gepaart mit Wohnungsneubau durch die öf-
fentliche Hand und Genossenschaften sind für uns Schlüssel, die Mieterstadt langfristig be-
zahlbar zu halten. 

 



Auch wenn wir ein zentrales Ziel der Initiative „Deutsche Wohnen enteignen“ nicht unter-
stützen, werden wir den Dialog mit der Initiative fortsetzen und gemeinsam weitere solidari-
sche Lösungen für den Berliner Wohnungsmarkt suchen. Wir wollen, dass Wohnen wieder 
ein öffentliches Gut wird. Das erreichen wir durch Maßnahmen auf Landesebene, aber auch 
durch eine Entfristung und Verschärfung der Mietpreisbremse, der Abschaffung der Moderni-
sierungsumlage und der Verringerung der Kappungsgrenzen. Dafür möchten wir uns ge-
meinsam mit der Initiative weiterhin einsetzen.  
 


